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564. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung des Gewinnes aus gärtnerischen Betrieben

565. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung des Gewinnes aus Land- und Forstwirtschaft

566. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Forstfachschule
567. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Forstlichen Ausbildungsstätten
568. Verordnung: Privatschule „Karl-Schubert-Schule für seelen-pflegebedürftige Kinder in Graz"
569. Kundmachung: Ausspruch des Verfassungsgerichtshofes, daß § 28 Abs. 1 Z 1 lit. a des Ausländer-

beschäftigungsgesetzes verfassungswidrig war

564. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen, mit der die Verordnung über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung des Gewinnes aus gärtnerischen

Betrieben geändert wird

Auf Grund des § 17 Abs. 1 bis 3 des Einkommen-
steuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Finan-
zen vom 14. Dezember 1989, BGBl. Nr. 54/1990, in
der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 477/1991
über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für
die Ermittlung des Gewinnes aus gärtnerischen
Betrieben wird wie folgt geändert:

§ 4 hat zu lauten:

„§ 4. Die Verordnung ist bei der Veranlagung für
die Kalenderjahre 1989 bis 1992 anzuwenden."

Lacina

565. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen, mit der die Verordnung über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung des Gewinnes aus Land- und

Forstwirtschaft geändert wird

Auf Grund des § 17 Abs. 1 bis 3 des Einkommen-
steuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Finan-
zen vom 14. Dezember 1989, BGBl. Nr. 100/1990,

in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 476/1991
über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für
die Ermittlung des Gewinnes aus Land- und
Forstwirtschaft wird wie folgt geändert:

§ 7 hat zu lauten:

„§ 7. Die Verordnung ist bei der Veranlagung für
die Kalenderjahre 1989 bis 1992 anzuwenden."

Lacina

566. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft, mit der die
Verordnung über die Forstfachschule geändert

wird

Auf Grund der §§ 117 Abs. 2, 121 Abs. 2, 123
Abs. 3 und 124 Abs. 4 des Forstgesetzes 1975, BGBl.
Nr. 440, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 576/1987 wird in Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft über die Forstfachschule, BGBl.
Nr. 507/1991, wird wie folgt geändert:

§ 6 und § 7 lauten:

„§ 6. (1) Ein Punkt der in dieser Verordnung
festgesetzten Beiträge entspricht einem Betrag von
12 S.

(2) Die Beiträge sind auf einen vollen Schillingbe-
trag abzurunden oder aufzurunden. Beträge unter
50 Groschen werden abgerundet, Beträge ab
50 Groschen aufgerundet.
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§ 7. Diese Verordnung tritt mit 1. September
1992 in Kraft."

Fischler

567. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft, mit der die
Verordnung über die Forstlichen Ausbildungs-

stätten geändert wird

Auf Grund der §§ 129 Abs. 2 und 132 des
Forstgesetzes 1975, BGBl. Nr. 440, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 576/1987 wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft über die Forstlichen Ausbil-
dungsstätten, BGBl. Nr. 508/1991, wird wie folgt
geändert:

§ 5 und § 6 lauten:

„§ 5. (1) Ein Punkt der in dieser Verordnung
festgesetzten Beiträge entspricht einem Betrag von
12 S.

(2) Die Beiträge sind auf einen vollen Schillingbe-
trag abzurunden oder aufzurunden. Beträge unter
50 Groschen werden abgerundet, Beträge ab
50 Groschen aufgerundet.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1993 in
Kraft."

Fischler

568. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst über die Privatschule
„Karl-Schubert-Schule für seelen-pflegebe-

dürftige Kinder in Graz"

Auf Grund des § 12 des Schulpflichtgesetzes
1985, BGBl. Nr. 76, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 161/1987 wird verordnet:

§ 1. Die 1. bis 9. Schulstufe der nach ausländi-
schem Lehrplan geführten Privatschule „Karl-Schu-
bert-Schule für seelen-pflegebedürftige Kinder in
Graz" wird als zur Erfüllung der Schulpflicht
geeignet anerkannt.

§ 2. Die Verordnung BGBl. Nr. 636/1990 tritt
außer Kraft.

Scholten

569. Kundmachung des Bundeskanzlers über
den Ausspruch des Verfassungsgerichtshofes,
daß § 28 Abs. 1 Z 1 lit. a des Ausländerbeschäf-

tigungsgesetzes verfassungswidrig war

Gemäß Art. 140 Abs. 4 und 5 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 26. Juni 1992, G 112/92-5, dem Bundeskanzler
zugestellt am 18. August 1992, ausgesprochen, daß
§ 28 Abs. 1 Z 1 lit. a des Ausländerbeschäftigungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 450/1990 bis zum Ablauf
des 31. Dezember 1990 verfassungswidrig war.

Vranitzky


